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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Ende August eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Revision der
Raumplanungsverordnung, zum Erlass der neuen technischen Bauzonenrichtlinien
sowie zur Ergänzung des Leitfadens für die kantonale Richtplanung. Die Änderungen
erfolgten in erster Linie in Reaktion auf die Annahme des revidierten RPG bei der
Volksabstimmung vom Frühjahr sowie in Umsetzung der parlamentarischen Initiative
Darbellay (cvp, VS) betreffend Lockerung der Bestimmungen zur Pferdehaltung in der
Landwirtschaftszone (siehe oben). Die Reduktion der Bauzonen auf maximal den Bedarf
der nächsten 15 Jahre soll laut bundesrätlichem Entwurf auf kantonaler statt auf lokaler
Ebene umgesetzt werden. Im Falle einer Auslastungsquote von unter 95 Prozent wären
die Kantone verpflichtet, Rückzonungen vorzunehmen. Zeitgleich publizierte das
Bundesamt für Raumentwicklung (ARE) erste offizielle, provisorische Zahlen zur
Auslastung der Bauzonen in den Kantonen. Gemäss der Bauzonen-Statistik 2012 des
ARE wird die Auslastung in den Kantonen Jura, Neuenburg, Schaffhausen und Wallis in
15 Jahren voraussichtlich weniger als 95 Prozent ausmachen, womit insbesondere diese
Kantone Rückzonungen zu befürchten hätten. Die Auslastungsziffern beruhten auf einer
Schätzung der Bevölkerungsentwicklung des Bundesamts für Statistik (BFS), wobei das
Szenario «hoch» gewählt worden war (9 Mio. Einwohner im Jahr 2027). Bei einem
mittleren Bevölkerungswachstum müssten mehr als 10 Kantone mit Rückzonungen
rechnen. Ferner sollen laut der Vernehmlassungsvorlage bis zur Anpassung der
kantonalen Richtpläne und im Sinne eines Bauzonenmoratoriums neue Einzonungen
durch entsprechende Auszonungen kompensiert werden, wobei für öffentliche
Gebäude sowie Vorhaben von kantonaler Bedeutung Ausnahmen gelten. Betreffend
Höhe der finanziellen Entschädigung bei Rückzonungen verzichtete der Bundesrat auf
die Festlegung von Kennwerten. In ihren Vernehmlassungsantworten äusserten
gewichtige Stellungnehmer grundsätzliche Vorbehalte zum Verordnungsentwurf des
Bundesrates. Die kantonalen Baudirektoren beanstandeten die Missachtung der
kantonalen Zuständigkeiten in der Raumplanung, den hohen bürokratischen Aufwand
sowie die auf dem Bevölkerungsszenario des BFS beruhende Bauzonen-Statistik. Die
Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz (BPUK) forderte, Kantone müssten
auf eigene Zahlen zur Bevölkerungsentwicklung zurückgreifen können. Auf der anderen
Seite hatte die Stiftung Landschaftsschutz Schweiz im Vorfeld bei mindestens der
Hälfte der Kantone Rückzonungsbedarf geortet und kritisierte entsprechend die Wahl
des Bevölkerungs-Szenarios durch das zuständige Bundesamt. Gewichtige Vertreter wie
die SVP, Economiesuisse und der Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein
(SIA) lehnten die Vorlage komplett ab. Sie missbilligten unter anderem die fehlende
Berücksichtigung wirtschaftlicher Überlegungen, die Überregulierung sowie den
mangelnden Praxisbezug. Auch die Fachorganisationen für Pferdezucht und
Pferdesport überzeugte der Verordnungsentwurf nicht. Sie bezweifelten, ob die
vorgesehenen Bestimmungen die heutige Praxis tatsächlich erleichtern würden. Das
urbane Genf zeigte sich als einer der wenigen Kantone mit der geplanten Umsetzung
zufrieden und stellte sich hinter eine stärkere Zentralisierung der Umsetzungskontrolle
durch den Bund. 1

VERWALTUNGSAKT
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Das revidierte Raumplanungsgesetz (RPG) und die zugehörige Ausführungsverordnung
traten am 1. Mai 2014 in Kraft, womit für die Kantone auch das Bauzonenmoratorium bis
zur Genehmigung ihrer Richtpläne durch den Bund begann. Die grosse Bedeutung der
Revision zeigte sich auch in der kantonalen Medienlandschaft, die diesem Umstand
sowie potentiellen und tatsächlichen Hürden bei der Umsetzung viel Druckertinte
widmete. Nachdem der bundesrätliche Entwurf der Raumplanungsverordnung im
Vorjahr in gewissen Bereichen von verschiedenen Seiten kritisiert worden war, passte
die Regierung die Verordnung im Nachgang der Vernehmlassung in einigen Punkten an -
dies zur Freude der kantonalen Baudirektoren und zum Leid der Stiftung
Landschaftsschutz Schweiz, die mit ihrer Landschaftsinitiative das Revisionsvorhaben
überhaupt erst in Gang gesetzt hatte. Gemäss in Kraft gesetzter
Raumplanungsverordnung (RPV) steht es den Kantonen offen, ob sie sich bei der
Abschätzung ihres Rückzonungsbedarfs an einem "hohen" oder "mittleren" Szenario
zum Bevölkerungswachstum orientieren wollen. Der Bund schreibt den Kantonen
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lediglich vor, dass diese im Falle neuer Baulanderschliessung nicht von einem hohen
Bevölkerungswachstum ausgehen dürfen. Dieses rechnet in der Schweiz bis zum Jahr
2035 mit beinahe 10 Mio. Einwohnerinnen und Einwohnern, während das mittlere
Bevölkerungsszenario im selben Jahr eine Bevölkerung von 8,8 Mio. erwartet. 2

1) BBl, 2013, S. 6752; Medienmitteilung ARE vom 28.08.2013; NZZ und TA, 29.8.13; NZZ 20.11.13; TA, 29.11.13; TG, 30.11.13.
2) BfS - Szenarien zur Bevölkerungsentwicklung (2010-2035); Medienmitteilung BR, UVEK, ARE vom 2.4.14; BZ, LT, NZZ, TA,
3.4.14; BZ, 4.4.14; Lib, 1.5.14; BZ, 16.5.14; NZZ, 20.5.14; Lib, 6.9.14; AZ, 11.10.14; NZZ, 13.10.14; SGT, 28.11., 8.12.14; AZ, 13.12.14
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